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§§ 56, 57

§56

Die §§ 26 bis 32 finden auf die Verwirklichung der Aufenthaltsbeschränkung gemäß § 3 Abs. 1 der 
Verordnung vom 24. August 1961 über Aufenthaltsbeschränkung (GBl. II Nr. 55 S. 343) entspre­
chende Anwendung.

Die Aufenthaltsbeschränkung gern. § 3 Abs. 1 der 
Verordnung vom 24.8. 1961 wird nach den gleichen 
Grundsätzen verwirklicht wie die auf Grund einer 
strafrechtlichen Entscheidung (vgl. §26 Abs. 1) aus­
gesprochene Aufenthaltsbeschränkung. Die Dauer 
einer nach dieser VO ausgesprochenen Aufenthalts­
beschränkung kann auf Antrag verkürzt werden

(vgl. §31), bei Verletzung der Aufenthaltsbeschrän­
kung ist der zuständige Rat des Kreises zur Anzei­
generstattung verpflichtet (vgl. § 32 Sätze 1 und 2). 
Keine Anwendung findet § 32 Satz 3, weil die Auf­
enthaltsbeschränkung hier nicht als Zusatzstrafe 
oder Maßnahme ausgesprochen wurde.

§57

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. April 1975 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Erste Durchführungsbestimmung vom 5. Juli 1968 zur Strafprozeßordnung 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. II Nr. 62 S. 392) außer Kraft.
(3) Die Leiter der zentralen staatlichen Organe treffen die zur Durchsetzung dieser Durchführungs­
bestimmung notwendigen Maßnahmen.

1.1. Diese Durchführungsbestimmung wurde durch 
die AO zur Änderung der Ersten Durchführungsbe­
stimmung zur Strafprozeßordnung der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 27. 7. 1979 (GBl. I 
1979 Nr. 23 S.224) geändert.

1.2. Die Änderung ist am 1.7. 1979 in Kraft getre­
ten.
2.-
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